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A.
Fragestellung

Zu prüfen ist nach dem Auftrag des Schreiben vom 25. Februar 2002, wie die Änderung der Versorgungszusagen Eingang in die arbeitsrechtlichen Re​gelungswerke findet. Das soll anhand ausgewählter Vertragsbeziehungen (Erzbistum Köln, Deutscher Caritasverband, Bistum Augsburg, Erzbistum Freiburg) aufgrund in Auszügen mitgeteilter Rechtsgrundlagen (Musterar​beitsverträge und Arbeitsvertragsordnungen) sowie ergänzender Mitteilun​gen der genannten Bereiche behandelt werden. Dabei sind die materiellen Anforderungen an die Änderung von Versorgungszusagen (Wegfall der Ge​schäftsgrundlage, Drei-Stufen-Theorie) als erfüllt zu unterstellen. Es geht darum, ob das neue Zusatzversorgungssystem automatisch zum Inhalt der arbeitsvertraglichen Regelungen wird oder ob gestaltende Akte des Arbeit​gebers oder beider Arbeitsvertragspartner erforderlich sind. Eine andere Frage ist, ob eine deklaratorische redaktionelle Anpassung der Regelungen sinnvoll und Gegenstand darauf gerichteter Ansprüche ist.

Zwei zentrale Fragen stehen im Vordergrund:

1.
Ein kirchlicher Arbeitgeber ist bei der VBl oder einer kommunalen Zusatz​versorgungskasse beteiligt. Die Versorgungskasse ändert auf​grund des für sie maßgeblichen Tarifwerks ihre Satzung und ersetzt das Gesamtversorgungssystem durch das Punktemodell nach Maßgabe des Altersvorsorgeplans 2001.


Besteht die rechtliche Notwendigkeit, die kirchlichen individual- bzw. kol​lektivrechtlichen arbeitsrechtlichen Vereinbarungen zu ändern? Ist hierzu die Zustimmung des einzelnen Dienstnehmers bzw. der Arbeitsrechtli​chen Kommission erforderlich?

2.
Ein kirchlicher Arbeitgeber ist bei der Kirchlichen Zusatzversorgungs​kasse beteiligt. Die KZVK ändert aufgrund des Tarifabschlusses im öf​fentlichen Dienst (letztendlich in Anpassung an die Mustersatzung der Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung) ihre Satzung und ersetzt das Gesamtversorgungssystem durch das Punkte​modell nach Maßgabe des Altersvorsorgeplans 2001.


Besteht die rechtliche Notwendigkeit, die kirchlichen individual- bzw. kol​lektivrechtlichen arbeitsrechtlichen Vereinbarungen zu ändern? Ist hierzu die Zustimmung des einzelnen Dienstnehmers bzw. der Arbeitsrechtli​chen Kommission erforderlich?

B.
Beurteilung

I.
Allgemeines

Maßgebend für die rechtsverbindliche Einführung der Versorgungsänderung in die Arbeitsvertragsbeziehungen sind im Einzelfall Rechtsqualität und Auslegung der bisherigen Versorgungszusage. Wichtig ist weiter, daß nicht gegen kirchliches Arbeitsrecht verstoßen wird.

1.
Arbeitsvertragliche Zusage

a)
Mit Zustimmung des Arbeitnehmers kommt eine arbeitsvertragliche Ände​rungsanpassung in Betracht. Das gilt desgleichen, wenn wegen der Versorgung arbeitsvertraglich auf kollektive Regelungen (Tarifvertrag, KODA-Regelung, Versorgungskassensatzung) verwiesen wird. Das Einver​ständnis des Arbeitnehmers kann arbeitsvertraglich auch durch eine im vor​aus erteilte Zustimmung erklärt sein, unter Umständen durch eine sog. Je​weiligkeitsklausel im Hinblick auf die in Bezug genommene kollektive Rege​lung

- Gutachten v. 27.08.2001, S. 3 u. 19; Stellungnahme v. 20.02.2002, S. 6 ‑.

b)
Ist eine solche Zustimmung des Arbeitnehmers nicht zu erreichen, kommt unter den Voraussetzungen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage ein einseitiges Gestaltungsrecht des Arbeitgebers zur Anpassung an die geän​derten Vertragsbedingungen in Betracht, ohne daß es einer Zustimmung des Arbeitnehmers oder einer Verhandlung mit ihm bedürfte. Eine nachfol​gende ausdrückliche Anpassungsänderung des Arbeitsvertrags ist sinnvoll, hat aber nur deklaratorische Bedeutung, ist also zur Rechtsänderung nicht notwendig

- Gutachten v. 27.08.2001, S. 10, 19; Stellungnahme v. 20.02.2002, S. 6 ‑.

c)
Ist ein Vorauseinverständnis des Arbeitnehmers nicht eindeutig zu ermit​teln, bietet sich zusätzlich eine hilfsweise Berufung auf ein Anpassungsrecht wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage an.

2.
KODA-Regelung zur Zusatzversorgung

a)
Nimmt die KODA-Regelung nur Bezug auf andere kollektive Regelungen (Tarifvertrag, Kassensatzung) in deren jeweiliger Fassung, so stellt sich die Frage nach der Notwendigkeit eines ändernden KODA-Beschlusses nur, falls die KODA-Gremien sich nicht den in Bezug genommenen Kollektivregelun​gen (Tarifvertrag, Kassensatzung) in der geänderten Fassung anschließen wollen.

Auch wenn es danach nicht zu einem KODA-Beschluß kommt, ist den Ar​beitnehmern jedoch entsprechend den Wertungen des Nachweis-Gesetzes die aufgrund der Verweisungen automatisch geänderte Rechtslage zur Ver​sorgung informativ mitzuteilen.

Zur Versorgungsrechtsänderung ist auch ein KODA-Beschluß erforderlich, falls in einer KODA-Regelung nicht dynamisch auf die jeweilige Fassung ei​ner anderen Kollektivregelung (Tarifvertrag, Kassensatzung) verwiesen wird, sondern statisch auf deren Fassung zu einer bestimmten Zeit.

b)
Wird die Zusatzversorgung in einer KODA-Regelung inhaltlich substan​tiell eigenständig geordnet, so bedarf eine Änderung dieser Versorgungs​rechtslage eines neuen KODA-Beschlusses.

c)
Die Notwendigkeit eines neuen KODA-Beschlusses ist unabhängig davon, ob man KODA-Regelungen nach kirchlichem Verständnis eine normative Wirkung beimißt oder ob man mit der bisherigen höchstrichterlichen Recht​sprechung einer arbeitsvertraglich in Bezug genommenen KODA-Regelung nur individualvertragliche Bedeutung zuweist

- s. Gutachten v. 27.08.2001, S. 19 f. -.

Eine neue KODA-Regelung zur Anpassung an die veränderte Versorgungs​rechtslage kann sich je nach konkreten Auslegungsumständen insbesondere dann erübrigen, falls arbeitsvertraglich auf eine KODA-Regelung in der je​weiligen Fassung Bezug genommen wird und in dieser KODA-Regelung auf eine andere jeweils geltende kollektive Versorgungsregelung insbesondere im allgemeinen öffentlichen Dienst (Versorgungs-Tarifvertrag, Kassensat​zung) weiter verwiesen wird

- s. Stellungnahme v. 20.02.2002, S. 6 -.

d)
Unabhängig von der Notwendigkeit eines neuen KODA-Beschlusses zur Umsetzung der neuen Altersversorgung nach Maßgabe des allgemeinen öf​fentlichen Dienstes ist immer in Erwägung zu ziehen, daß eine Änderung der zusätzlichen Altersversorgung prinzipiell zur Kompetenz der Arbeitsrechtli​chen Kommissionen gehört

- Gutachten v. 27.08.2001, S. 26 f. -.

Auch wenn daher in Folge von dynamisch in Bezug genommenen Regelwer​ken die im profanen öffentlichen Dienst vorgesehene neue Altersversor​gungsregelung ohne weiteres wirksam wird, können Arbeitgeber- wie Ar​beitnehmer-Seite der Arbeitsrechtlichen Kommissionen versuchen, einen KODA-Beschluß mit anderem Inhalt herbeizuführen.

3.
Prozeßrisiko

Hat ein betroffener Arbeitnehmer der neuen Regelung nicht gesondert zuge​stimmt, ist allemal seine Klage gegen die Neuregelung in Rechnung zu stel​len im Hinblick vor allem auf die Einhaltung der Bestandssicherungsgrenzen

- Gutachten v. 27.08.2001, S. 10 f. -.

Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang einer Verständi​gung von Dienstnehmer- und Dienstgeber-Seite auf KODA-Ebene zu

- Stellungnahme v. 20.02.2002, S. 6 -.

II.
Konkretisierung

Diese Grundsätze sind für das Verständnis der verschiedenen Bereichsre​gelungen in Kirche und Caritas zugrunde zu legen.

1.
Deutscher Caritasverband

a)
Rechtliche Regelungen

Gemäß § 2 des Musterarbeitsvertrags für die Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes gelten die Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrich​tungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) in ihrer jeweils geltenden Fassung. Die AVR sind Ergebnisse von KODA-Beschlüssen. Über die zusätz​liche Altersversorgung verhält sich Abschnitt XIII Anl. 1 AVR. Danach ist der Dienstgeber verpflichtet, die Versorgung der Mitarbeiter für Alter und Inva​lidität gemäß den Bestimmungen der Anl. 8 zu den AVR (Versorgungsord​nung A/Versorgungsordnung B) zu veranlassen; auf diese Anl. 8 zu den AVR zur Zusatzversorgung wird auch ausdrücklich in § 5 des Arbeitsvertrags verwiesen. Grundsätzlich findet VersorgungsO A Anwendung. VersorgungsO B ist anzuwenden, sofern der Dienstgeber nicht Beteiligter einer öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtung ist; diese besondere Alternative bleibt nachstehend unberücksichtigt. Im allgemeinen wird danach die Zu​satzversorgung gem. § 1 VersorgungsO A Anl. 8 der AVR durch eine Versi​cherung bei der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Deutschen Diözesen geregelt und abgewickelt. Nach § 1 Abs. 2 a.a.O. rich​tet sich der Versorgungsanspruch ausschließlich nach der Satzung der Zu​satzversorgungskasse und ihren Ausführungsbestimmungen und kann nur gegenüber der Zusatzversorgungskasse geltend gemacht werden. Diese Vorschrift des § 1 a.a.O. enthält zwar keine ausdrückliche sog. Jeweilig​keitsklausel; gemeint ist aber vor allem angesichts der bisherigen Handha​bung, daß die Satzung in ihrer jeweiligen Fassung maßgebend sein soll. Die Satzung der Zusatzversorgungskasse wiederum beruht insbesondere hin​sichtlich der Ausgestaltung des Versorgungsanspruchs auf der Mustersat​zung für die kirchlichen und kommunalen Zusatzversorgungskassen. Ge​meinsame Grundlage der Kassensatzungen sind insoweit die Versorgungs​tarifverträge des profanen öffentlichen Dienstes. Das gilt auch für die Erset​zung des bisherigen Versorgungssystems durch ein Punktemodell nach Maßgabe des Altersvorsorgeplans 2001 sowie dessen Konkretisierung in den Tarifverträgen für den profanen öffentlichen Dienst vom 1.3.2002 (Tarifver​trag Altersversorgung-ATV und AltersvorsorgeTV-Kommunal- (ATV-K)). Hintergrund aller dieser Regelungen ist seit Gründung der kirchlichen Zu​satzversorgungskasse zum 1.1.1976, für die Mitarbeiter im kirchlichen und caritativen Bereich eine Zusatzversorgung wie im allgemeinen öffentlichen Dienst zu schaffen

- s. dazu § 2 des Beschlusses des Verbandes der Diözesen Deutschlands zur Errichtung der Kirchlichen Zusatzversor​gunskasse v. 30.8.1976, Amtsbl. des Erzbistums Köln v. 6.10.1976, S. 665 -.

Geht man demgemäß von diesen einschlägigen Vorschriften zur Zusatzver​sorgung aus, so erfolgt aufgrund der bezeichneten Bezugnahmen und Ver​weisungen im Arbeitsvertrag über die AVR bis hin zur Kassensatzung bei einer Änderung der Kassensatzung eine entsprechende Anpassung der ar​beitsvertraglich vereinbarten Versorgungszusage, ohne daß es einer Ände​rung von Arbeitsvertrag oder AVR bedürfte.

b)
Bedenken

Es fragt sich allerdings, ob gegen die Annahme einer derartigen automati​schen Anpassung rechtliche Bedenken zu erheben sind.

(1)
Arbeitsvertragliche Bezugnahme

Das gilt zunächst wegen der Jeweiligkeitsklausel im Arbeitsvertrag. Wie ar​beitsvertraglich grundsätzlich auf die jeweilige Fassung eines Tarifvertrags mit der Wirkung Bezug genommen werden kann, daß die Tarifvorschriften als arbeitsvertragliche Einheitsregelung zum Inhalt der Arbeitsverhältnisse werden

- Dütz, Arbeitsrecht, S. 32, 35, Rdnrn. 55, 59 -,

so ist prinzipiell rechtlich nichts gegen eine Einbeziehungsabrede in Arbeits​verträgen kirchlicher Arbeitnehmer im Hinblick auf KODA-Regelungen vor allem wegen deren tarifentsprechender Funktion einzuwenden

- BAG AP § 242 BGB Gleichbehandlung Nr. 40; Dütz, AVR, S. 21 (26) -.

(a)
Bestimmtheit

Allerdings muß die Verweisung so bestimmt sein, daß erkennbar ist, auf was im einzelnen verwiesen wird

- BAG AP Art. 3 GG Nr. 7; Wiedemann/Oetker, § 3 Rdnr. 233 ‑.

Insoweit gibt es jedoch vorliegend keine konkreten Bedenken. Bezug ge​nommen wird eindeutig auf die Anl. 8 zu den Arbeitsvertragsrichtlinien, die die Einzelheiten zur Versorgungsregelung enthält. Es genügt ferner, daß die Vorschriften, auf die verwiesen wird, zur Zeit der jeweiligen Anwendung be​stimmbar sind. Deswegen kann arbeitsvertraglich auch wie vorliegend dy​namisch auf künftig erst entstehende Regelungen verwiesen werden

- BAG AP § 1 TVG Form Nr. 7; Preis, S. 392 -.
(b)
Schutz vor nachteiligen Änderungen

Hiergegen läßt sich nicht, wie es teilweise gegenüber einer dynamischen Verweisung auf Tarifverträge geschieht, einwenden, auch tarifungebundene Arbeitnehmer dürften nicht pauschal einer Tarifpolitik unterstellt werden, der sie sich mangels Gewerkschaftsbeitritts generell entziehen wollten, so daß nachteilige, insbesondere von ihnen nicht erwartete Regelungen nicht von der arbeitsvertraglichen Bezugnahme erfaßt würden

- s. etwa mit umfangr. Nachw. Preis, S. 400 ff.; Stein, S. 104 -.

Zunächst wird dieser Einwand nicht der eindeutigen höchstrichterlichen Rechtsprechung gerecht. Denn danach soll die einzelvertragliche dynami​sche Bezugnahme bewirken, daß der nicht tarifgebundene Arbeitnehmer in allem so gestellt wird wie der tarifgebundene. Deswegen kommt er nicht nur in den Genuß der für ihn günstigen Regelungen, sondern muß auch die Regelungen hinnehmen, die für ihn eine Verschlechterung bedeuten

- BAG DB 1985, 182 m. weit. Nachw. -.

Vor allem aber sind die kirchlichen Arbeitnehmer vorliegend nicht wegen der Bezugnahme auf die KODA-Regelungen, um deren Anwendbarkeit es geht, mit nicht tarifgebundenen Arbeitnehmern zu vergleichen, die sich aufgrund einer arbeitsvertraglich-dynamischen Verweisung auf einen Tarifvertrag unter eine für sie letztlich fremde Ordnung gestellt sehen. Vielmehr ist das KODA-System die für die kirchlichen Arbeitnehmer speziell geschaffene, also eigene Ordnung, für die nur deswegen eine arbeitsvertragliche Verwei​sungsklausel verwendet wird, weil die Rechtsprechung sie voraussetzt, da es angeblich an einer normativen Wirkung fehlt

- s. dazu Gutachten v. 27.08.2001, S. 17 ff. -.

Deswegen müssen die kirchlichen Arbeitnehmer vorliegend mit tarifgebun​denen Arbeitnehmern verglichen werden, die ebenfalls bei einem für sie ab​geschlossenen Tarifvertrag der gerade für sie bestimmten Ordnung  unter​stehen. Diese Arbeitnehmer werden aber nicht vor unerwarteten, insbeson​dere nachteiligen Tarifänderungen geschützt, vielmehr gilt im Verhältnis von zwei aufeinanderfolgenden Tarifverträgen die Zeitkollisionsregel. Danach können die Tarifparteien eine Tarifnorm sowohl zugunsten als auch zum Nachteil der betroffenen Arbeitnehmer ändern

- BAG DB 1995, 2060 m. Nachw.; ferner Stein, S. 101; Dütz, Ar​beitsrecht, Rdnrn. 68, 565 -.
Davon abgesehen hätte es zur Umsetzung nur von begünstigenden KODA-Beschlüssen im Arbeitsverhältnis keiner förmlichen Vertragsergänzung durch entsprechende Einbeziehungsklauseln bedurft. Vielmehr hätten solche Begünstigungen ohne weiteres im Wege einer vom Arbeitgeber verfügten Gesamtzusage oder sogar formlosen Betriebsübung mit arbeitsvertraglicher Wirkung zugewendet werden können

- s. etwa Dütz, Arbeitsrecht, S. 33 Rdnrn. 56, 57 -.

Auch die ausdrückliche Aufnahme der KODA-bezogenen Verweisungsklausel in den Arbeitsvertrag spricht daher gegen eine Beschränkung nur auf vor​teilhafte KODA-Regelungen bzw. AVR-Inhalte.

Im übrigen enthält die arbeitsvertragliche Jeweiligkeitsklausel keine vorbe​haltslose Unterwerfung unter unvorhersehbare Verschlechterungen gravie​render Art der Versorgungszusage. Denn nach ständiger Rechtsprechung bleibt der Bestandsschutz nach dem sog. Drei-Stufen-Modell auf jeden Fall erhalten

- s. Gutachten v. 27.08.2001, S. 10 f., 19 -.

Hier treffen sich also verfassungsrechtlicher und rechtsgeschäftlicher Ver​trauensschutz, so daß auch etwaige diesbezügliche rechtsgeschäftliche Auslegungsgrenzen für Bezugnahmeklauseln eingehalten sind, soweit sie vor künftigen nachteiligen Änderungen etwa schützen sollen

- dazu ausführl. Preis, S. 400 ff. (403) m. Nachw. -.

(c)
Günstigkeitsprinzip

Durch KODA-Beschluß können keine schon früher bestehenden arbeitsver​traglichen Versorgungszusagen verschlechtert werden (Günstigkeitsprinzip)

- s. Gutachten v. 27.08.2001, S. 12, 16, 17 -.

Ob solche älteren Individualabreden bestehen, ist vorliegend nicht bekannt. Jedenfalls kann ein Arbeitnehmer mit einem Musterarbeitsvertrag, der die genannte Jeweiligkeitsklausel zu den AVR enthält, sich auf eine solche et​waige ältere Abrede nicht mehr berufen. Denn mit dieser Unterwerfungser​klärung hat er sich gegebenenfalls verzichtend mit dem Inhalt derjenigen Versorgungsregelungen einverstanden erklärt, wie sie sich in den jeweils geltenden Arbeitsvertragsrichtlinien finden

- s. auch etwa BAG § 242 BGB Ruhegehalt Nr. 78 -.

Es steht außer Frage, daß frühere Individualabreden zur Zusatzversorgung später individual-arbeitsvertraglich auch wieder aufgehoben werden kön​nen.

(2)
AVR-Regelung und Bezugnahme

(a)
Überschrift

In der Anl. 8 zu den AVR ist § 1 der VersorgungsO A mit „Gesamtversor​gung“ überschrieben. Diesem Umstand ist nichts wesentliches gegen eine automatische Anpassung zur neuen Versorgungsrechtslage zu entnehmen. Ursprünglich mag dieser Ausdruck den inhaltlichen Regelungsgehalt der Versorgungszusage etwa im Hinblick auf eine beamtenangenäherter Versor​gung o. ä. bezeichnet haben. Materiell konstitutiven Regelungscharakter hat diese Überschrift für sich allein aber nicht gehabt. Das zeigt auch, daß diese Überschrift geblieben ist, obwohl die Versorgungsregelung in der Vergangen​heit bereits inhaltliche Abänderungen erfahren hat

- s. Niederschrift der 82. Tagung der Arbeitsrechtlichen Kommis​sion vom 25.9.1984 -.

Eine sinnvolle allgemeine Bezeichnungsbedeutung behält diese Überschrift auch weiterhin deswegen, weil damit auf die Ergänzung der gesetzlichen Versorgung durch die unter dieser Überschrift behandelte Zusatzversorgung hingewiesen wird. Deswegen kann diese Überschrift sich gegenüber der nachfolgenden dynamischen Verweisung auf die Satzung der Zusatzversor​gungskasse nicht mit einem abweichenden Inhalt durchsetzen. So bleibt insoweit nur die Empfehlung, die Überschrift gelegentlich aus Klarheitsgrün​den deutlich der geänderten Rechtslage anzupassen.

(b)
Bezugnahme auf die Kassensatzung

Geht man mit der noch maßgebenden höchstrichterlichen Rechtsprechung von einer nur arbeitsvertraglichen, aber nicht normativen Bedeutung von KODA-Regelungen aus

- dazu Gutachten v. 27.08.2001, S. 17 ff., 20 -,

so läßt sich gegen die Bezugnahme in § 1 der Anl. 8 zu den AVR Versor​gungsO A ebensowenig einwenden, wie gegen die bereits erörterten ar​beitsvertraglichen Verweisungen

- s. soeben zu (1) -.

Geht man hingegen mit einer zunehmenden Auffassung und kirchlichem Verständnis von einer tarifentsprechenden Funktion und damit einem Norm​charakter der KODA-Regelungen aus, so ist nach diesbezüglichen Verwei​sungsgrenzen zu fragen. Die tarifliche Verweisung dynamischer Art auf eine andere Regelung, insbesondere auf die jeweiligen Bestimmungen eines an​deren Tarifvertrags sind wegen des Zwecks der den Tarifvertragsparteien eingeräumten Rechtssetzungsmacht nach wohl h. M. nur statthaft, falls entweder die Tarifvertragsparteien auf einen von ihnen selbst vereinbarten anderen Tarifvertrag verweisen oder wenn der verweisende Tarifvertrag in engem sachlichen Zusammenhang steht mit dem Geltungsbereich des in Bezug genommenen Tarifvertrags 

- BAG DB 1981, 374; 1983, 717; Dütz, Arbeitsrecht, S. 213 f. Rdnr. 476; Wiedemann/Oetker, § 1 Rdnr. 200 -.

Einen solchen engen sachlichen Regelungszusammenhang wird man vor​liegend annehmen können, weil es um die Gleichstellung von kirchlichem-öffentlichen Dienst mit dem profanen öffentlichen Dienst geht, zumal es zwischen diesen beiden Dienstbereichen immer schon enge und einander entsprechende Re​gelungszusammenhänge gegeben hat. Dementsprechend hat die höchst​richterliche Rechtsprechung es auch für zulässig angesehen, in einem Tarif​vertrag auf für Beamte geltende Bestimmungen zu verweisen und hierin keine unwirksam Delegation von Normbefugnissen erblickt

- BAG DB 1982, 2522; Schaub, S. 1955 f. Rdnr. 28 -.

Die Bezugnahme in KODA-Regelungen auf Tarifverträge des öffentlichen Dienstes für gleichliegende Bereiche hat das BAG sogar nicht nur für wirk​sam gehalten, sondern solche Regelungen sogar als privilegiert angesehen im Hinblick auf eine nur eingeschränkt mögliche Inhaltskontrolle nach für Tarifverträge geltenden Maßstäben

- BAG EzA § 611 BGB Ausbildungshilfe Nr. 16; § 16 BGB Kirchliche Arbeitnehmer Nr. 44 -.

Dann kann wegen des gegebenen gleichliegenden Sachzusammenhangs nichts anderes gelten für KODA-Regelungen, die wie hier auf eine Satzung der Versorgungskasse verweisen, die sich ihrerseits einem Versorgungstarif für den öffentlichen Dienst anschließt und diesen inhaltlich konkretisierend umsetzt.

c)
Ergebnismäßige Konsequenz

Geht man in erster Linie davon aus, daß für die Mitarbeiter aufgrund der verschiedenen diskutierten Bezugnahmen eine automatische Anpassung an die neue Versorgungsrechtlage erfolgt, so ist dies nach allgemeinen ver​traglichen Grundsätzen und auch der Wertung des Gesetzes über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen (Nachweisgesetz - Nachw.G) den betroffenen Arbeitnehmern möglichst bald und detailliert mitzuteilen.

Hilfsweise, also für den Fall einer gegebenenfalls von der Rechtsprechung nicht geteilten Annahme einer automatischen Umsetzung aufgrund der ver​schiedenen Verweisungen, sollte vorsorglich eine Berufung auf den Wegfall der Geschäftsgrundlage der bisherigen Versorgungsregelung erfolgen, ver​bunden mit der einseitg gestaltenden Erklärung einer Anpassung der Ver​sorgungsrechtlage an die neue Lage gemäß der neugefaßten Satzung der Kirchlichen Versorgungskasse sowie des VersorgungsTV-Kommunal.

2.
Erzbistum Freiburg

Im Vergleich zur erörterten Caritas-Regelung fragt es sich bei den diözesa​nen Regelungen, ob insoweit sinngemäßes anzunehmen ist oder ob beson​dere bzw. ergänzende Bestimmungen eine abweichende Beurteilung gebie​ten. Es fragt sich insbesondere, ob auch hier kettenartige Bezugnahmen und Verweisungen anzutreffen sind.

a)
Rechtliche Regelungen

Gemäß § 7 des für Bistumsmitarbeiter verwendeten Arbeitsvertrags wird die Zusatzversorgung nach § 28 AVVO gewährleistet durch Anmeldung zur Pflichtversicherung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBl). Für die Mitarbeiter der Kirchengemeinden wird seit Jahren ein Ar​beitsvertragsformular verwendet, das keine besondere Regelung zur Zu​satzversorgung mehr enthält, sondern nur noch in § 2 den Verweis auf die AVVO. Dieser Verweis lautet inhaltlich übereinstimmend in den Vertragsmu​stern für die Mitarbeiter des Erzbistums wie für diejenigen der Kirchenge​meinden:

„Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach der Arbeitsvertrags- und Vergütungsregelung für den kirchlichen Dienst in der Erz​diözese Freiburg (AVVO) vom 01.01.1997 (Amtsblatt 199, S. 1 ff.) in der jeweils geltenden Fassung sowie nach den aufgrund der AVVO erlassenen Regelungen, insbesondere nach dem BAT in sei​ner Fassung für die Tarifgemeinschaft des Bundes und der Länder, so​weit er durch Veröffentlichungen im Amtsblatt der Erzdiözese Frei​burg gem. § 1 Abs. 2 AVVO für den kirchlichen Dienst für an​wend​bar erklärt ist, einschließlich der Sonderregelung ... zum BAT.“

§ 28 AVVO lautet:

„Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung wird ge​währleistet

a) für die Mitarbeiter der Erzdiözese und deren unmittelbare Ein​richtungen, der Stiftungen der Erzdiözese Freiburg sowie der bei der VBl beteiligten Kirchengemeinden gemäß dem Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versorgungstarifvertrag) vom 4. November 1966 in seiner jeweili​gen Fassung;

b) für die Mitarbeiter von Gesamtkirchengemeinden und Stiftun​gen, die Mitglieder bei der kommunalen Zusatzversorgungskasse Baden sind, durch den Tarifvertrag über die Versorgung der Ar​beitnehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versor​gungstarifvertrag der Gemeinden) vom 6. März 1967 in seiner je​weiligen Fassung;

c) für die Mitarbeiter aller anderen Gesamtkirchengemeinden, Kir​chengemeinden und Stiftungen gemäß dem Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Ver​sorgungstarifvertrag) vom 4. November 1966 in seiner jeweiligen Fassung und durch die Vorschriften der Satzung der kirchlichen Zusatzversorgungskassen des Verbandes der Diözesen Deutsch​lands vom 18. Dezember 1985 (ABl. 1986, S. 401) in  ihrer jewei​ligen Fassung;

d) für die Mitarbeiter anderer unter § 1 AVVO fallenden Dienstge​ber, die Beteiligte einer Einrichtungen zur Durchführung der Zu​satzversorgung des öffentlichen Dienstes sind, gemäß dem Tarif​vertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer des Bundes und der Länder sowie von Arbeitnehmern kommunaler Verwaltungen und Betriebe (Versorgungstarifvertrag) vom 4. November 1966 in sei​ner jeweiligen Fassung und gemäß den Vorschriften der Satzung der jeweiligen Zusatzversorgungskasse.“

§ 28 AVVO ist eine von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossene Regelung.

Demgemäß richtet sich die Zusatzversorgung im kirchlichen Dienst der Erz​diözese Freiburg, insbesondere der Versorgungsanspruch des einzelnen Mit​arbeiters entweder nach dem VersorgungsTV vom 4.11.1966 in Verbindung mit der Satzung der VBl bzw. der Satzung der Kirchlichen Zusatzversor​gungskasse bzw. der Satzung einer anderen Versorgungskasse zur Durch​führung der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes, deren Beteiligter der betreffende Dienstgeber ist, oder nach dem Versorgungstarifvertrag der Gemeinden vom 6.3.1967 in Verbindung mit der Satzung der Kommunalen Zusatzversorgungskasse Baden - die genannten Tarifverträge und Kassen​satzungen allesamt in deren jeweiliger Fassung. Letzteres ergibt sich aus dem Regelungszusammenhang, auch wenn die dynamische Verweisung nicht ausdrücklich hervorgehoben wird. Hintergrund der Gesamtregelungen war nämlich vor allem eine versorgungsmäßige Gleichstellung mit dem profanen öffentlichen Dienst

- s. zu den verschiedenen Rechtsverhältnissen und Ansprüchen näher Gutachten v. 27.08.2001, S. 12 ff., 24 ff. -.

Anhaltspunkte für abweichende Individualvereinbarungen liegen nicht vor

- s. zu Vorstehendem noch näher Schreiben von Herrn Himmels​bach v. 12.3.2002, Erzbischöfliches Ordinariat Freiburg -;

jedenfalls wären sie durch die individualvertragliche Vorausunterwerfung im Arbeitsvertrag hinsichtlich der Maßgeblichkeit der einschlägigen Kollektivre​gelungen zur Altersversorgung in der jeweiligen Fassung aufgehoben wor​den

- s. vorstehend zu II. 1. b) (1) (c) -.

Nach alledem ist entsprechend den zuvor zu den Verhältnissen im Caritas-Bereich gemachten Ausführungen davon auszugehen, daß eine Anpassung an das neue Versorgungssystem erfolgt, ohne daß es einer Änderung von Rechtsvorschriften im kirchlichen Bereich bedarf, nachdem die einschlägigen Tarifverträge und Kassensatzungen nach Maßgabe des Altersvorsorgeplans 2001 umstrukturiert worden sind.

b)
Weitere Bedenken

(1)
Neue Tarifverträge

Anders als in der Vergangenheit sind die bisher maßgebenden Versor​gungstarifverträge nicht nur novelliert worden, vielmehr gibt es völlig neue Versorgungstarifverträge auch mit neuen Bezeichnungen. Gleichwohl ist davon auszugehen, daß diese neuen Tarifverträge aufgrund der erörterten Kettenverweisungen an die Stelle der bisherigen Versorgungstarifverträge treten. Das folgt aus dem Regelungszusammenhang insgesamt und ihrer einschlägigen bisherigen Handhabung mit dem Ziel, die Versorgungsrechts​lage im kirchlichen Dienst entsprechend den Verhältnissen im allgemeinen öffentlichen Dienst zu ordnen, soweit nicht durch kirchliche Sonderregelun​gen etwas abweichendes bestimmt wird. Daß die bisherigen Versorgungsta​rifverträge regelungsmäßig durch die neuen Versorgungstarifverträge in​haltlich ersetzt werden, wird auch bestätigt durch die betreffenden Ablö​sungsklauseln. So wird der alte Versorgungs-TV vom 4.11.1966 aufgehoben gem. § 40 Abs. 3a des neuen Tarifvertrag Altersversorgung-ATV und der alte VersTVG vom 6.3.1967 durch den neuen Altersvorsorge-TV-Kommunal- (ATV-K), jeweils vom 1.3.2002.

(2)
Entgeltumwandlung

Allerdings ist in den neuen Versorgungstarifverträgen eine Entgeltumwand​lung ausgeschlossen (§ 40 Abs. 4 ATV, § 39 Abs. 4 ATV-K), obwohl im kirchlichen Bereich an diese Möglichkeit durchaus und konkret gedacht wird. Doch diese Spannungsbeziehung zwischen tariflicher Neuregelung und kirchlichen Vorstellungen hat mit der prinzipiellen Übernahme der profan-tariflichen Neuregelung zur Altersversorgung nichts zu tun. Die Übernahme erfolgt entsprechend den vorbehaltslosen Kettenverweisungen in den kirchli​chen Regelungen in vollem Umfang. Sollen bestimmte tarifliche Re​gelungen im kirchlichen Bereich nicht gelten, so müssen entsprechende Ein​schrän​kungen im kirchlichen Regelungssystem vorgenommen werden, wie dies auch bislang schon durch Ausklammerungen und Andersregelungen kir​chenspezifischer Art geschehen ist. Vorliegend müßte durch KODA-Be​schluß also eine entsprechende Einschränkung bzw. Neuregelung hinsicht​lich der Entgeltumwandlung im Zusammenhang mit § 28 AVVO erfolgen.

Aufgrund ihres verfassungsmäßig gewährleisteten kirchlichen Selbstbe​stimmungsrechts (Art. 140 GG / Art. 137 Abs. 3 WRV) sind gesetzliche Vor​schriften zur Tarifdispositivität auch ohne ausdrückliche Kirchenklauseln auf kollektive kirchliche Arbeitsrechtsregelungen zu erstrecken. Das gilt desglei​chen für § 17 Abs. 3 BetrAVG. Entsprechendes ist im Hinblick auf die Funk​tionsparallelität von Tarifvertrag und kollektiver kirchlicher Arbeitsrechtsre​gelung für die Sperrwirkungsvorschrift des § 17 Abs. 5 BetrAVG zur Ent​geltumwandlung anzunehmen. Das ist maßgebend nicht nur für die verfaßte Kirche selbst, sondern auch für die der Kirche spezifisch zugeordneten, ins​besondere caritativen Einrichtungen

- s. dazu im einzelnen die Stellungnahme v. 18.10.2001 zur Re​gelungsmacht des kollektiv-kirchlichen Arbeitsrechts bei Abwei​chungen von zwingendem Gesetzesrecht, insbesondere S. 3 ff. -.

Hierzu liegt inzwischen auch das bestätigende, in der Anlage beigefügte Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom 13. Dezember 2001 vor, wonach im Rahmen von § 17 Abs. 3 u. Abs. 5 BetrAVG den kirchlichen Kollektivregelungen eine tarifentsprechende Funktion zu​kommt.

(3)
Rückwirkung

Die genannten Tarifverträge vom 1.3.2002 treten grundsätzlich zum 1.1.2001 in Kraft, § 40 Abs. 1 ATV, § 39 Abs. 1 ATV-K. Es bedarf hinsicht​lich zu ändernder weiterer, insbesondere kirchlicher Regelungen vor allem in Kassensatzungen noch einiger Zeit. Damit steht eine beträchtliche Rückwir​kungszeit in Frage. Eine solche Rückwirkung ist unter Berücksichtigung und im Rahmen des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzgebots rechtswirksam. Man wird wie im profanen Bereich angesichts der langen, mit dem Werden der Umstrukturierung parallel verlaufenden öffentlichen Diskussion von der Einhaltung der sachlich maßgebenden Kriterien ausgehen, sofern eine zü​gige Anpassung insbesondere der Kassensatzungen erfolgt. Im übrigen ist hervorzuheben, daß es hierbei nicht um einen förmlichen Umsetzungspunkt geht, sondern daß es sich um einen material-inhaltlichen Aspekt handelt, zu dem nach dem Auftragsschreiben des VDD vom 25.2.2002 zu unterstellen ist, daß die diesbezüglichen Anforderungen an die Änderung von Versor​gungszusagen vorliegen.

c)
Ergebnishafte Folge

Im Hinblick auf die nach den Vorschriften für die Erzdiözese Freiburg eben​falls eintretende automatische Anpassung an das neue Versorgungssystem ist auch wegen der gegenüber den Arbeitnehmern zu treffenden Maßnah​men auf die diesbezüglichen Konsequenzen im Caritasbereich zu verweisen

- s. o. zu B. II. 1. c) -.

Wegen einer Entgeltumwandlung bedarf es gegebenenfalls eines besonde​ren KODA-Beschlusses.

3.
Bistum Augsburg / Bayerische (Erz-)Diözesen

a)
Rechtliche Regelungen 

Gemäß § 7 des von der Diözese und den (Stadt-)Pfarrkirchenstiftungen verwendeten einheitlichen Arbeitsvertragsmusters wird der jeweilige kirchli​che Mitarbeiter von der Diözese bei der Bayer. Versorgungskammer - Zu​satzversorgungskammer der bayerischen Gemeinden nach Maßgabe der Regelungen des Tarifvertrags über die Versorgung der Arbeitnehmer kom​munaler Verwaltungen und Betriebe (VersTV-G) vom 6.3.1967 in seiner je​weils gültigen Fassung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters- und Hinter​bliebenenversorgung (§ 46 ABD Teil A, 1) versichert. Ferner gelten gemäß § 5 Abs. 1 des Arbeitsvertragsmusters die von der Bayer. Regional-KODA beschlossenen und vom Bischof von Augsburg für die Diözese Augsburg in Kraft gesetzten arbeitsvertraglichen Regelungen der bayer. (Erz-)Diözesen in ihrer jeweiligen Fassung. Im konkreten Einzelfall erfolgt gegebenenfalls eine konkrete Anpassung nach den gegebenen Umständen, nicht aber hin​sichtlich der Vertragsbestimmung über die Zusatzversorgung.

Gemäß § 46 Abs. 1 Teil A 1 des Arbeitsvertragsrechts der Bayerischen (Erz‑)Diözesen (ABD) hat der Mitarbeiter Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie​benenversorgung nach Maßgabe der Regelungen des Versorgungstarifver​trags in seiner jeweiligen Fassung. Inhalt und Umfang des Versorgungsan​spruchs richten sich nach der Satzung der Zusatzversorgungskasse, bei der der Mitarbeiter versichert ist, § 46 Abs. 2 a.a.O.; s. ferner § 44 ABD Teil B. Ist der Arbeitgeber nicht Beteiligter oder Mitglied einer öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtung, erfolgt die Versicherung gemäß der „Rege​lung über eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung Bayern“ (Versorgungsordnung der bayer. (Erz‑)Diözesen (VOBD)); auf letzteres wird hier nicht näher eingegangen. Bei dem genannten Tarifvertrag handelt es sich unbestritten um den Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitneh​mer kommunaler Verwaltungen und Betriebe (VersTV-G) vom 6.3.1967; bei der genannten Versorgungskassensatzung geht es um die Satzung der Bayerischen Versorgungskammer - Zusatzversorgungskasse der Bayer. Gemeinden (ZVK) in München. Die ABD und die zu deren heutigen Fassung führenden Änderungen beruhen auf Beschlüssen der Bayerischen Regional-KODA, nachdem früher arbeitsvertraglich BAT bzw. für den Bereich der Kin​dertagesstätten die AVR des DCV zugrunde gelegt wurden. Zum Wechsel zur Bayer. Versorgungskammer von der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder haben die Mitarbeiter die notwendigen Zustimmungserklärungen abgegeben, nachdem sie entsprechende Informationsschreiben erhalten hatten. Auch frühere Veränderungen von Versorgungstarif und Kassensat​zung verliefen im Verhältnis zu den Mitarbeitern problemlos; sie wurden und werden über Entwicklungen zur Zusatzversorgung jeweils unterrichtet, auch über die Bedeutung des Altersvorsorgeplans 2001

- s. im einzelnen Schreiben von Herrn Sroka / Bischöfliches Ordi​nariat Augsburg vom 20.3.2002 mit den dort genannten Anlagen -.

b)
Ergebnismäßige Folgerungen

Demgemäß gibt es auch für den Bereich der bayerischen Diözesen und da​mit für die Diözese Augsburg Regelungen, die eine automatische Anpassung der arbeitsrechtlichen Grundlagen an die Strukturen des Altersvorsorge​plans 2001 und dessen umsetzende Konkretisierung durch den ATV-K und die ZVK-Satzung herbeiführen, so daß es insoweit prinzipiell keiner zusätzli​chen einzel- oder kollektivrechtlichen Maßnahmen bedarf. Wegen einzelner Fragen kann verwiesen werden zur tariflichen Seite auf die Ausführungen zur Rechtslage im Erzbistum Freiburg

- s. o. B. II. 2. b) -

und zur satzungsrechtlichen Seite sowie zu den arbeitsvertraglichen und KODA-mäßigen Bezugnahmeklauseln auf die Rechtslage im Bereich des Deutschen Caritasverbandes

- s. o. B. II. 1. b) -.

Im Hinblick auf die automatische Anpassung der Arbeitsbedingungen an die veränderte Versorgungsrechtslage ist in Fortsetzung der bisherigen Praxis eine detaillierte Information der Mitarbeiter geboten, hilfsweise eine rechts​gestaltende Berufung auf den Wegfall der Geschäftsgrundlage der bisheri​gen Versorgungszusagenregelung zu empfehlen

- s. im einzelnen das zum Caritasbereich Ausgeführte o. zu B. II. 1. c) -.

Wegen einer Entgeltumwandlung ist gegebenenfalls ein zusätzlicher KODA-Beschluß erforderlich

- s. das zur Erzdiözese Freiburg insoweit Ausgeführte o. zu B. II. 2. b) (2) (c) -.

4.
Erzbistum Köln

a)
Rechtliche Regelungen

Gemäß § 2 des im Erzbistum Köln für kirchliche Mitarbeiter verwendeten Musterarbeitsvertrags ist die kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) in ihrer jeweiligen Fassung einschließlich der Anlagen Bestandteil des Arbeitsvertrags. Nach § 35 Abs. 1 dieser KAVO, die gemäß ihrem § 1 Abs. 1 für die Arbeitsverhältnisse von Mitarbeitern des Erzbistums, der Kir​chengemeinden, Gemeindeverbände und der überpfarrlichen Einrichtungen gilt, hat der Mitarbeiter Anspruch auf Versicherung zum Zweck einer zusätz​lichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgaabe des VersTV-G vom 6.3.1967 in seiner jeweiligen Fassung und der Satzung des Versiche​rers in der jeweiligen Fassung.

Weitere Informationen entsprechend meinem Schreiben vom 4.3.2002 lie​gen zum Erzbistum Köln bislang nicht vor.

b)
Konsequenzen

Mangels entgegenstehender Angaben ist davon auszugehen, daß keine der wiedergegebenen Regelung widersprechenden Individualzusagen zu berück​sichtigen sind  und daß § 35 KAVO auf einem KODA-Beschluß beruht. Mit der in § 35 Abs. 1 KAVO genannten Satzung des Versicherers ist nach dem Gesamtzusammenhang offenbar diejenige öffentlich-rechtliche Zusatzver​sorgungseinrichtung gemeint, bei welcher der jeweilige Arbeitgeber Betei​ligter oder Mitglied und der betreffende Mitarbeiter versichert ist. Damit entsprechen die rechtlichen Verhältnisse zur Zusatzversorgung denen im Bereich der bayerischen Diözesen, insbesondere im Bistum Augsburg, so daß wegen aller weiteren Einzelheiten vor allem hinsichtlich der angeführten Verweisungsvorschriften und einer automatischen Anpassung an die verän​derten Verhältnisse im Sinne des Gesamtversorgungsplans 2001 auf die Ausführungen zu den bayerischen Diözesen verwiesen werden kann

- s. im einzelnen o. zu B. II. 3. -.

III.
Ergebnis

1.
In den vier näher beispielhaft untersuchten Bereichen (Deutscher Caritas​verband, (Erz-)Diözesen Freiburg, Augsburg und Köln) tritt auf​grund der jeweils bestehenden arbeitsvertraglichen und kollektiv-ar​beitsrechtlichen Verweisungsvorschriften eine automatische Anpassung an die tarif- bzw. versorgungskassensatzungsrechtliche Veränderung der Zusatzversorgungsrechtlage im Sinne des Gesamtversorgungsplans 2001 und der diesen Plan aktuell konkretisierenden Versorgungstarif​verträge bzw. Versorgungskassensatzungen ein.

2.
Bei einer automatischen Anpassung an die neue Versorgungsrechtslage ist eine nähere Unterrichtung der betroffenen Mitarbeiter geboten; hilfs​weise ist eine rechtsgestaltende Berufung auf den Wegfall der Ge​schäftsgrundlage zur bisherigen Versorgungsrechtslage zu empfehlen.

3.
Gegebenenfalls ist zur Entgeltumwandlung ein besonderer KODA-Be​schluß erforderlich.

4.
Im übrigen sind für eine förmliche Umstellung auf die neue Zusatzversor​gungsrechtslage im Einzelfall die Rechtsqualität und die Auslegung der konkreten Versorgungszusage maßgebend.

Augsburg, den 02. April 2002

(Prof. Dr. Wilhelm Dütz)

